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Abschrift 


All den 

Herrn ßundcskan/ler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 144. Sitzung 
am 8. Juli 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Bfeutschen 
Bundestage am 23. Juni 1955 verabschiedeten 


Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1955 
(Haushaltsgesetz 1955) 

- Drucksachen 1100, 1500 bis 1530 - 


einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht zu 
stellen. 

Der Bundeshaushalt bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. 
Dieser könnte lediglich wegen der noch verbleibenden Bedenken 
den Vermittlungsausschuß anrufen. Der Bundesrat sieht jedoch davon 
ab, um den ordnungsmäßigen Vollzug des in diesem Jahre leider 
wieder stark verspätet beschlossenen Haushaltsplans nicht noch 
weiter hinauszuschieben. Er weist aber ausdrücklich darauf hin, daß der 
Verzicht auf die Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht bedeutet, 
daß der Bundesrat mit dem Bundeshaushaltsplan in allen Punkten 
einverstanden ist. Das gilt insbesondere bezüglich des Haushaltsan- 
satzes im Einzelplan 60 Kap. 6001 Tit. St 9 (Berechnung des An- 
teils des Bundes an der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 
unter Zugrundelegung von 40 v. H.). Die Stellungnahme des Bundes- 
rates zum Inanspruchnahmegesetz wird daher hierdurch nicht be- 
rührt. 

Die Vorschläge des Bundesrates vom 3. Dezember 1954 zum Ent- 
wurf des Bundeshaushalts 1955 - Drucksache 1100 Anlage 2 - sind 
in einem wesentlich stärkeren Umfange als im Vorjahr durch den 
Bundestag berücksichtigt worden. Auch die Bundesregierung hat im 
Verlauf der Haushaltsberatung des Bundestages ihren ablehnenden 
Standpunkt in weitem Umfange aufgegeben. 

Bei dieser Sachlage beschränkt sich die Stellungnahme des Bundes- 
rates auf die folgenden beiden Punkte, in denen er den Beschlüssen 
des Bundestages auch jetzt nicht folgen kann. 



Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, Rhemallee 20 
Telefon 3551 



Der Bundestag hat hinsichtlich der Liquiditätshilfe für die Bundes- 
bahn (Kap. 1202 Tit. 531) die Regierungsvorlage aufrecht erhalten. 
Bei der Liquiditätshilfe handelt es sich aber um ein Darlehen von 
erheblicher finanzieller Bedeutung, also um eine vermögenswirksame 
Ausgabe, die nach richtigen Haushaltsgrundsätzen in den außerordent- 
lichen Haushalt gehört, zumal sich die Finanzlage der Bundesbahn 
im Jahre 1955 zu Lasten des ordentlichen Haushalts bereits wesent- 
lich entspannt hat. 

Bei den Haushaltsansätzen, die mit der Durchführung des Kriegs- 
folgenschlußgesetzes in Verbindung stehen (Kap. 0804 Tit. 352, 
Ka{^3205 Tit. 683, Kap. 6004 Tit. 315), hat der Bundestag zwar 
offenbar die Darlegungen des Bundesrates im Grundsatz anerkannt 
(Unmöglichkeit, die Ansätze Infolge späten Inkrafttretens des Ge- 
setzes voll auszuschöpfen). Er hat hieraus aber (durch Einfügung 
eines Übertragbarkeits Vermerks) andere Folgerungen gezogen, die 
nach Auffassung des Bundesrates den finanzpolitisclien Notwendig- 
keiten nicht gerecht werden. 

Zu der damit im Zusammenhang stehenden Frage des Bundesanteils 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer (Kap. 6001 Tit. St 9) 
nimmt der Bundesrat im einzelnen in seinem Beschluß zum Inan- 
spruchnahmegesetz 1955 Stellung. 


gcz. Altmeier 


Bonn, den 8. Juli 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 24. Juni 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 



